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gibt er damit der grenzenlos oberflächlichen Auffaffung recht, daß die
militärifche Nichtbereitfchaft Englands mitfchuldig war am Ausbruch
der Kataftrophe. Wir möchten dem gegenüber die paradox fcheinende
Thefe vertreten, daß das Geheimnis der Widerstandskraft Englands,
auch feiner militärifchen Widerstandskraft, auf feinem Pazifismus
beruhte. Um diefes Pazifismus willen hatte England ein gutes Gewiffen.
Es hatte viele Fehler gemacht, fogar fchwere Sünden begangen, aber es
hatte nie den Krieg verherrlicht. Und diefe geiftigen Faktoren waren
ausfchlaggebend. Die deutfehe Dämonie, die den zweiten Weltkrieg
auslöfte, wäre durch englifche Kriegsfchiffe und eine noch fo große
englifche Luftwaffe nicht zu bannen gewefen, fie wäre dadurch nur noch
ficherer aufgeftachelt und moralifch gerechtfertigt worden. England
aber wäre dadurch in feinem Innerften gefchwädit gewefen durch
Untreue gegen das Befte feines Wefens.

Wir find erftaunt darüber, daß ein Mann wie Foerfter, der in der
Pädagogik wie kein anderer die ausfchlaggebende Wichtigkeit der
geiftigen Faktoren bei der Ueberwindung des Böfen betonte, nun eine
gewiffe Neigung zeigt, einen Realismus zu vertreten, der die geiftige und
fittliche Ueberlegenheit nicht mehr mit dem gleichen Glauben in Rechnung

ftellt. Paul Trautvetter.

Weltrund fchau

Wir hoffen! Draußen vor New York auf Long Island, auf dem Ge¬
lände der Weltausftellung von 1939 — der Schreibende

verbrachte dort heuer einen prachtvollen Sommerabend —, tagt jetzt
die Generalverfammlung der Vereinten Nationen. In der Riefenfladt
drin, im luxuriöfen Waldorf Altoria-Hotel, halten der Sicherheitsrat
und die „Großen Vier" ihre Sitzungen ab, teils mit Organifations-
problemen der UNO befchäftigt, teils damit, den fogenannten
Friedensverträgen mit den Trabanten des Dritten Reiches den letzten Schliff zu
geben und die Behandlung der deutfchen Frage felbft vorzubereiten.
Die Stimmung in den verfchiedenen Abteilungen diefes weltpolitifchen
Ciearinghaufes ift bisher, um in der Börfenfprache zu bleiben,
ausgefprochen luftlos; kein Wunder, daß die Völker die Tätigkeit der hohen
Diplomatie mit einer Mifdiung von Gleichgültigkeit, Unglauben und
ftillem Proteft verfolgen — wenn fie fie überhaupt verfolgen und die
Zeitungen nicht bloß in der Diagonale lefen oder den Radioknopf im
„kritifchen" Augenblick umdrehen. Und doch muß dem Geifte lähmenden

Peffimismus und ätzender Kritik, der fich insbefondere um die
Vereinigten Nationen herum auszubreiten fcheint, immer wieder
nachdrücklich entgegengetreten werden. Daraus ill noch nie etwas Gutes
gekommen, auch wenn die Negation zunächft fcheinbar recht
bekommen hat, und wir unferfeits ziehen es vor, anftatt das „zerftoßene
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Rohr" vollends zu zerbrechen und den „glimmenden Docht" auszu-
löfchen, auch die fcheinbar fchwachen Anfätze zu einer Weltregierung
und Völkerrechtsordnung, die in den Vereinten Nationen gegeben find,
im Geifte aufbauender Kritik erhalten und entfalten zu helfen. Ueber
die unendliche Schwierigkeit diefer Aufgabe gibt fich gewiß niemand
einer Täufchung hin; aber welche Hoffnung auf Vermeidung eines
dritten Weltkrieges hätten wir — menfchlich gefprochen — noch,
wenn wir die einzige weltumfaffende Organifation zur Löfung der
internationalen Lebensfragen, die es heute gibt, moralifch auch noch
fabotierten und unterhöhlten, in der törichten Meinung, wenn nur erft
einmal die UNO zufammengefchlagen fei, werde die Bahn fchon frei
werden für eine wahre, ausgefprochen demokratifch-föderaliftifche
Völkergemeinfchaft. Die Bahn würde fchon frei werden — aber ficher nicht
für eine beffere Völkerrechtsordnung, fondern für die vollendete
internationale Anarchie. Daran ift kaum ein Zweifel erlaubt.

Weltabrüstung Es ill sicherlich wahr, daß die Vereinten Nationen
durch die in ihrem Schöße wirkenden Macht- und

Intereffengegenfätze verhindert werden, das zu fein, was fie nach ihrer
Satzung fein follten. Aber ebenfo richtig ift, daß die Gebrechen, an
denen die Organifation der Vereinten Nationen leidet, durchaus nicht
notwendigerweife ihre Weiterbildung zu einem Werkzeug der
Friedensficherung verhindern. Auch das immer wieder in den Vordergrund ge-
fchobene Vetorecht nicht, das jetzt auch in New York zur Debatte
geftellt ift. Den Mißbrauch des Vetos, wie er namentlich von ruffifcher
Seite in untergeordneten Fragen geübt wurde, verteidigt wohl niemand;
ihm den Riegel zu flößen liegt im Intereffe der Großmächte felber.
Aber den rechten Gebrauch des Vetorechts zu dem Zweck, für den es

gefchaffen wurde, nämlich (mit Churchills Worten) „eine letzte Sicherung

für eine Großmacht zu fein, daß fie in einer Frage, um die fie mit
den Waffen zu kämpfen bereit wäre, nicht überftimmt werden kann",
diefen rechten Gebrauch des Vetos hebt auch fein bedauerlicher
Mißbrauch nicht auf. Und alle Einwände gegen das Vetorecht vermögen
nicht gegen die eine Tatfache aufzukommen, daß bei einer Abfchaffung
der Einftimmigkeitsvorfchrift (foweit die Großmächte in Betracht
fallen) die Vereinten Nationen unter den gegenwärtigen Verhältniffen
gar keine Mittel befäßen, um ihren Willen gegen eine widerstrebende,
im Sicherheitsrat überftimmte Großmacht durchzufetzen. Jeder
Verfuch, einen folchen Staat zur Unterwerfung unter einen Mehrheits-
befchluß zu zwingen, müßte die Vereinten Nationen fofort fprengen
und könnte fogar zum Krieg führen. Die Wirkfamkeit der Vereinten
Nationen beruht auf der freiwilligen Annahme aller Befchlüffe, befonders

der „lebenswichtigen", durch ihre Mitglieder, die eben nicht
bereits Genoffen einer ausgebauten, mit überlegener Zwangsgewalt
ausgeflutteten Rechtsordnung find, fondern Teilhaber einer Mächtekoali-
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tion, die erft dann auf ihre nationale Souveränität verzichten werden,
wenn fle fich vor einer Mehrheitsdiktatur innerhalb der UNO ficher
fühlen können. Diefer Zuftand ill wenig erfreulich, aber die Augen
davor verfchließen zu wollen, daß eine Mächtegruppe durch eine ihr
an Stimmenzahl in den Organen der Vereinten Nationen überlegene
Gegengruppe in wichtigen Fragen überftimmt werden könnte und fo
gezwungen würde, eine Weltordnung anzunehmen, die keineswegs von
unparteiifchen Rechtsgedanken infpiriert, fondern von fehr egoiftifchen
Macht- und Befitzintereffen diktiert wäre — das überfehen zu wollen,
wäre höchft unrealiftifch und der Sache des Friedens fchädlich. Finden
wir uns lieber mit diefem Zuftand als einer wohl unvermeidlichen
Etappe auf dem Wege von der anarchifchen Machtpolitik zur reinen
Rechtsordnung ab und arbeiten wir daran, daß alle Mitglieder der
Vereinten Nationen die Ueberzeugung bekommen, lie feien vor einer
Vergewaltigung ihrer Lebensrechte durdi eine beftimmte Mächtegruppe
unbedingt ficher und feien für die Gewährleiftung ihres Lebensrechtes
auf die vorbehaltlofe Einfügung in eine mit überlegenen Machtmitteln
verfehene Völkerrechtsgemeinfchaft geradezu angewiefen.

Ein Mittel dazu ill die freiwillige militärifche Abrüftung fämtlicher
Mitgliedftaaten der Vereinten Nationen. Ich habe in der letzten Welt-
rundfchau den Vorfchlag erwähnt, die britifche Regierung folle den
Organen der Vereinten Nationen eine maffive Rüftungsbefchränkung
beantragen. Ein folcher Antrag ill inzwifchen tatfächlich eingereicht
worden, wenn auch nicht von England, fondern von Rußland,
verbunden mit dem Begehren, „die Gewinnung von Atomkraft für
militärifche Zwecke zu verbieten", womit alfo die Diskuffion um den
„Baruch-Plan" auf neuer Grundlage in Gang kommen wird, fofern die
anderen Mächte überhaupt auf den Antrag eintreten wollen und er
nicht einfach als „ruffifches Manöver" abgetan oder (mit der
entfprechenden Verbeugung vor feinem „richtigen Kern") irgendwie bei-
feitegefchoben wird.

Rüstung und Kriegsgefahr Natürlich werden fich die altbekannten
Einwände gegen eine allgemeine

Abrüftung auch gegen den neuen Vorfchlag wieder erheben. Es wird wohl
insbefondere wieder gefagt werden, die Kriegsrüftungen feien ja nur
Ausdruck einer internationalen Anarchie, die aus anderen Quellen
flamme, feien alfo nicht Urfache, fondern Folge des Mißtrauens und
der Feindfeligkeit zwifchen den Völkern, denen man erft dann auf
ihre militärifchen Vorbereitungen zu verzichten zumuten könne, wenn
die wahren Urfachen des internationalen Machtkampfes aus der Welt
gefchafft feien. Daran ill natürlich viel Richtiges, und wir haben immer
ftark betont, daß die in der kapitaliftifchen Organifation des Wirt-
jchaftslebens tätigen Kräfte der zwifchenftaatlichen Anarchie gebändigt
werden müßten, wenn dauernder Frieden unter den Völkern gefchaffen
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werden folle. Allein neben diefes fozialiftifche Argument muß eben
immer auch das klaffifche pazififtifche Argument geftellt werden: daß
die wirtfchaftlichen und fozialen Kriegstendenzen erft wirkfam werden,
wenn zu ihnen Machtdrang, Gewaltglaube und Militarismus kommen,
und daß die von diefen Kräften in ganz befonderem Maße geförderten
militärifchen Rüftungen felbft eine Kriegsurfache erften Ranges
darfteilen, daß alfo eine Verminderung der militärifdien Rüftungen fchon
an und für fich auch die Kriegsgefahr vermindern wird. Kurz, der
Pazifift ift überzeugt, daß Rüftungen nicht den Krieg abwehren,
fondern ihn herbeiführen helfen, wenn im übrigen die Bedingungen dafür
günftig find.

In der Tat, folange der Nachbar — und in einer fehr klein gewordenen

Welt find alle Völker, befonders die großen, Nachbarn — ruftet
und ruftet, modernité und allermodernfte Waffen bereitftellt, ftrategifch

wichtige Punkte und Gebiete befetzt oder begehrt, folange kann
fich eine Nation nicht ficher fühlen, mag nun der andere feine militärifchen

Maßnahmen begründen wie er will. Die Affäre der 200
kriegsstarken ruffifchen Divifionen, die nach Churchill außerhalb der Sowjetunion

zum Einfatz gegen die Weftmächte bereitftehen follen — nach
Stalin find es nur 60 meiftens nicht kriegsfähige Divifionen —, und auf
der anderen Seite die Herftellung und Verwendung von Atombomben
durch Amerika fowie die Drohung mit ihrem Einfatz gegen Rußland
find fprechende Beifpiele für die vergiftende Wirkung, die die Kriegs-
rüftungen aufs neue wieder im Völkerleben ausüben. Und es ift unmöglich,

die Ueberzeugung loszuwerden, daß ein Abkommen über die
Befchränkung der militärifchen Rüftungen aller Art, fo fchwierig es zu
formulieren und durchzuführen fein mag1), entfcheidend dazu beitragen
müßte, die Kriegsfurcht zu vermindern, die jetzt fo offenkundig hinter
aller Weltpolitik fteht, und die hängigen internationalen Fragen, die
durch das Denken in ftrategifchen Begriffen fo heillos verwirrt werden,
lösbar zu machen. Mochte es auch zutreffen, daß, nachdem einmal die
Umwelt Hitler hatte groß werden laffen, der deutfehe Kriegswille nur
durch eine ihm entfchloffen entgegengefetzte überlegene Militärmacht
hätte eingefchüchtert und gebrochen werden können, fo berechtigt nichts
zu der Annahme, daß eine der beiden heute rivalisierenden
Mächtegruppen insgeheim einen Angriffskrieg plane und darum, wenn
überhaupt, fo nur durch Bedrohung oder gar durch einen Präventivkrieg
unfdiädlich gemacht werden könne. Es ill im tiefften grundlofe Furcht,
was beide Gruppen beherrfcht und gewiffe Kreife innerhalb der vorerft
ftärkeren Mächtegruppe mit dem Gedanken eines Präventivkrieges fpie-

x) Die Kriegsrüftungen der einzelnen Länder find nicht ganz einfach miteinander

zu vergleichen. Immerhin mag es uns etwas fagen, daß die Militärausgaben
in den Vereinigten Staaten gegenwärtig 33 Prozent der ftaatlichen Gefamtausgaben
betragen, in Großbritannien 30 Prozent, in der Sowjetunion 24 Prozent. In der
Schweiz find es rund jo Prozent.
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len läßt, Furcht, die am ficherften gemildert werden könnte, wenn
beide Gruppen fleh durch Abrüftung in ihrer Fähigkeit, Krieg zu
führen, felber fchwäditen und damit ihren Friedenswillen bewiefen.
Der ruffifche Vorftoß für allgemeine Rüftungsbefdiränkung muß
deshalb aufs wärmfte begrüßt werden, und daß fowohl Amerika als England

ihn unterftützen zu wollen erklärt haben, ill doch wohl mehr als

Lippendienft und diplomatifche Taktik.

Wirtschaftliche Anarchie Weniger erfreulich fteht es mit dem
Kampf gegen den Krieg von der

wirtfchaftlichen Seite her. Auch hier ill zwar, wie fchon letzten Monat
erwähnt, ein bedeutungsvoller Vorftoß gemacht worden: durch die
Schaffung einer Weltorganifation für Ernährung und Landwirtfchaft,
die in allen Ländern den Lebensltand planmäßig erhöhen und zur
Milderung jener heftigen Konjunkturfchwankungen beitragen will, die in
der Vergangenheit eine fo verhängnisvolle Rolle beim Aufkommen
fafchiftifcher und kriegerifcher Bewegungen gefpielt haben. Wie wichtig

die Tätigkeit einer folchen Organifation namentlich auch für den
Kampf gegen Hunger und Wirtfchaftszerrüttung wäre, der mit
verstärkter Kraft geführt weren muß, foil nicht eine wahre Kataftrophe
über eine Reihe von Völkern hereinbrechen, das liegt klar auf der Hand2).
Aber auch darüber hinaus war die in Kopenhagen begründete
Weltorganifation eine unferer großen Hoffnungen für eine internationale
Zufammenarbeit auf dem fo entfcheidend wichtigen Gebiete der Wirt-
fchaftsplanung. War, muffen wir nämlich fagen; denn diefe Hoffnung
fcheint bereits wieder geknickt zu fein. Laffen wir, um nicht der
Voreingenommenheit bezichtigt zu werden, ein englifches Blatt, den „New
Statesman", fprechen:

„Der Entfchluß Amerikas, die Preiskontrolle für Nahrungsmittel aufzuheben
und den Großeinkauf von Nahrungsmitteln durch die Regierung einzuftellen, ift
eine ebenfo rückfiditslofe und anardiifche Handlungsweife wie die plötzliche Aufgabe

der Leih- und Pachtlieferungen bei Kriegsende. Er ift ein tödlicher Schlag
gegen die Hoffnungen auf einen geordneten Abfatz des amerikanifchen Lebens-
mittelüberfchuffes, auf den eine hungernde Welt angewiefen ift. Und diefer
Entfchluß fällt mit einer plötzlichen Umkehrung der amerikanifchen Politik gegenüber
dem Welternährungsamt zufammen... Auf einen Schlag ift diefe Woche Sir John
Orr's Plan für ein Welternährungsamt mit einem zynifchen Verrat Amerikas an
feinen eigenen Kopenhagener Verpflichtungen bedroht worden... In ihrem kopf-
lofen Drang zurück zu einem rein egoiftifchen Kapitalismus haben die Vereinigten
Staaten anfdieinend befdiloflen, dem .funktionellen' Internationalismus ebenfo
den Rücken zu kehren wie nach dem erften Weltkriege dem politifchen Völkerbund."

2) Der Direktor der UNRRA beurteilt die Lage der europäifchen Wirtfchaft
eher düfter. Am fchlimmilen fcheint es zur Zeit in Oefterreich, Italien und der
britifchen Zone in Deutfchland zu ftehen. In China follen fünf Millionen Menfchen
langfam dem Hungertod entgegengehen.
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Die Haltung, die Amerika hier einnimmt, ftimmt in der Tat mit der

ganzen Richtung feiner internationalen Wirtfchaftspolitik überein, wie
fie beifpielsweise auch in den Londoner Verhandlungen des vorbereitenden

Ausfchuffes für die Welthandelskonferenz zum Ausdruck
kommt. Die Produktionskraft der amerikanifchen Induftrie ift durch
den Krieg derart phantaflifch gefteigert worden1), daß der durch große
Armut in den unteren Schichten des amerikanifchen Volkes gelähmte
Maffenkonfum auf die Dauer, wenn einmal der gegenwärtige Warenhunger

geltillt ift, bei weitem nicht nachkommen kann und der mit
allen Mitteln forcierte Export, der auf etwa das Dreifache der Friedensausfuhr

gefteigert werden foil, noch mehr als bisher zur kapitaliftifchen
Lebensnotwendigkeit werden wird. Was dies, bei gleichzeitiger
Erfchwerung der Einfuhr nach den Vereinigten Staaten durch erhöhte
Zölle, für die Wirtfchaft der übrigen Völker und für ein friedliches
Völkerverhältnis bedeuten muß, ill leicht zu erkennen. Und ob es der
britifchen Regierung gelingen wird, durch einen „internationalen
Beveridgeplan", wie fie ihn der Welthandelskonferenz vorfchlägt, eine
gewiffe Stetigkeit der Wirtfcha'ftskonjunktur zu fichern und die anderen
Völker vor den Wirkungen einer kommenden amerikanifchen Wirt-
fchaftskrife zu fchützen, das fleht bei der wirtfchaftlichen Abhängigkeit
Englands von Amerika und bei dem Zwang zur maffiven
Exportsteigerung, dem Großbritannien felber unterliegt, noch fehr dahin. Was
ficher ift, das ill einzig, daß die Bemühungen, durch Rüftungsbefchrän-
kung die internationale Lage zu entfpannen, nur einen ungenügenden
Erfolg haben können, folange von der Wirtfchaft her immer wieder
neue Spannungskräfte in die Völkerbeziehungen hineingetragen werden.

Amerika, wohin? Die Gefahr ill um fo größer, als der durchschla¬
gende Sieg der Republikaner bei den amerikanifchen

Wahlen die Politik der USA. auf ihrem verhängnisvollen Weg
erft recht weiterzutreiben geeignet ift. Diefer Sieg ift fo groß, daß
dadurch die Bildung einer fortfchrittlichen Mehrheit aus den linken
Flügeln beider amerikanifchen Parteien nicht mehr in Frage zu kommen
fcheint. Die Demokraten find nicht nur von den mehr konfervativen
Volksteilen, unter dem Einfluß der ganz überwiegend rechtsftehenden
Preffe, für alle Uebel verantwortlich gemacht worden, mit denen fie
das Nachkriegsamerika behaftet fehen; fle find offenkundig auch von
den fortfchrittlichen Kreifen und befonders von der organisierten
Arbeiterfchaft, die durch Trumans jammervolle Politik vor den Kopf
geftoßen war, weithin im Stiche gelaffen worden, fo daß im Gegenfatz
zur letzten Wiederwahl Roofevelts, die nur durch den begeifterten Einfatz

der Gewerkfchaften beziehungsweife ihrer politifchen Organi-

1) Sie ift nach dem neuen Handelsminifter Harriman heute um 50 Prozent
größer als diejenige aller übrigen Länder der Welt zufammen!

55°



fation, des „Politifchen Aktionsausfchuffes", gefichert werden konnte,
die Republikaner von vornherein gewonnene Sache hatten.

So ftellt denn der republikanifche Wahlfieg eine neue, wichtige
Etappe im Siegeszug der amerikanifchen Reaktion dar, von dem hier
wiederholt die Rede war. Die Folgen werden nicht auf fidi warten
laffen. In der inneren Politik wird mit dem, was von Roofevelts
fozialpolitifcher und planwirtfchaftlicher Aera noch übriggeblieben ift,
vollends ganz aufgeräumt werden. Sehr zu befürchten ift namentlich
eine Wiederholung des im Sommer gefcheiterten Angriffes auf die
Koalitions- und Streikfreiheit der Arbeiter wie überhaupt auf das neue
Gewerkfchaftsrecht, das die Unternehmer als fo unerträglichen Pfahl
im Fleifche empfinden. Die befchleunigte Rückkehr Amerikas zum
hemmungslofen Kapitalismus wird die reaktionären Kräfte der ganzen
Welt jedenfalls beträchtlich ftärken — ein bedenklicher Rückfchlag
der fozialiftifchen Bewegung nach dem großen Wahlfieg der Labourpartei

im letzten Jahre. Churchill hat jetzt wenigftens feine Revanche!
In der äußeren Politik aber wird, ebenfalls auf Churchills Linie, der
ruffenfeindliche Kurs, den die Ministerien des Aeußeren, des Krieges
und der Marine Heuern, womöglich noch verfchärft werden. Der
Wahlfeldzug wurde ja von den Republikanern großenteils mit der „roten
Gefahr" beftritten, die es gegen außen wie im Innern abzuwehren
gelte1). Jeder einigermaßen fortfchrittliche Kandidat wurde als kom-
muniflenfreundlich verdächtigt (die Demokratin Martha Sharp in
Maffachufetts zum Beifpiel deshalb, weil fie von der tfchechoflowakifchen

Regierung eine Auszeichnung für humanitäre Arbeit angenommen

hatte), und die Demokraten felbft ließen einige ihrer eigenen
Kandidaten fallen, weil diefe angeblich mit den Kommuniften fym-
pathifierten. Das amerikanifche Publikum hat fich eben — nicht erft
feit Beginn des Wahlkampfes — in eine eigentliche Kommuniften- und
Ruffenhyfterie hineinfteigern laffen, aufgehetzt nicht zum mindeften
auch durch gewiffe Veröffentlichungen ruffifcher Renegaten, die ihre
Bekehrung zur Demokratie durch maßlos heftige Angriffe auf das

Sowjetregime glaubhaft machen wollen. Und man kann es einem
englifchen Befucher der Vereinigten Staaten, der über feine Eindrücke im
„New Statesman" berichtet, fchon nachfühlen, wenn er den
gegenwärtigen Zuftand Amerikas mit einer „Vorkriegsatmofphäre"
vergleicht, mit der „Atmofphäre von 1938, wo der Bürger feine unbefchä-
digten Städte und reichen Ernten nur melancholifchen Blickes betrachten

kann, während er dem beftändigen Gerede von einem neuen Krieg
zuhört". Meine eigenen Erfahrungen in den Vereinigten Staaten be-

ftätigen diefe Feftftellung durchaus, und da gerade die nächften paar

1) Die New Yorker „Nation" fchrieb fchon im September, die republikanifche
Wahlpropaganda arbeite ftark mit der Behauptung, „daß alle New Deal-Reformen
fowie die Preiskontrolle und die Politik der Vollbefchäftigung auf kommuniftifche
Einflüffe in der Demokratifchen Partei zurückzuführen feien".
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Jahre im Kampf um den Weltfrieden entfcheidend werden können, fo
kann man diefe ganze feelifch-politifdie Lage in Amerika kaum ernft
genug nehmen.

Vielleicht läßt fich aber jetzt die fortfchrittlidie Linke doch zu
einer felbftändigen Aktion aufrütteln. Bisher fcheiterten ja alle
Bemühungen um die Bildung einer dritten Partei an der Furcht, damit
nur die Demokraten zu fchwachen und den Republikanern in den
Sattel zu helfen. Namentlich die erwähnte politifche Organifation des
Verbandes der Induftrieorganifationen (C. I. O.), der radikaleren von
den beiden Gewerkfchaftszentralen, hat unter Hillman konfequent die
Taktik verfolgt, auf die Entfachung einer eigenen politifchen
Arbeiterbewegung zu verzichten und dafür die linksgerichteten Kandidaten der
beiden hiftorifchen Parteien zu unterftützen. Nun aber, da trotzdem
— oder teilweife gerade deswegen — die offene Reaktion triumphiert:
Was foli jetzt gefchehen? Wird nun der Kampf um die „Liberalisierung"

der Demokratifchen Partei, von dem befonders auch Wallace
foviel erhoffte, in verstärktem Maße weitergeführt werden? Kann
diefer Kampf bei der foliden Verfchanzung der Rechtsdemokraten im
noch halbfeudalen Süden überhaupt Erfolg haben? Oder wird fich nicht
doch die Bildung einer neuen, unbelalteten Partei aufdrängen, die zwar
noch keineswegs fozialiftifch wäre, aber doch alle fortfchrittlich-demo-
kratifchen Kräfte des Landes vereinigen würde und alle Ausficht hätte,
die Herrfchaft der „60 Familien" zu brechen? Vielleicht, daß erft die
drüben von jedermann erwartete neue große Wirtfchaftskrife den
letzten Anftoß zu einer folchen parteipolitifchen Umgruppierung geben
wird; nur ill dann zu beforgen, die jetzt am Werk befindlichen unheilvollen

Kräfte werden bis dahin in der inneren wie namentlich auch in
der äußeren Politik derartige Verwüstungen angerichtet haben, daß fie
viel fchwerer gutgemacht werden können, als wenn die Linke den ja
doch unvermeidlichen Schritt zur politifchen Verfelbftändigung jetzt
täte.

Neger und Wie nötig die Vereinigten Staaten einen Durchbruch zu
Demokratie echter Demokratie hätten, vermag kaum etwas fo deut¬

lich zu zeigen wie die foziale Gedrücktheit und
politifche Entrechtung, der ihre große Negerbevölkerung — 10 Prozent
des Gefamtvolkes — ausgefetzt ift. Die eine Tatfache, daß im Staate
Virginia, der unmittelbar an die Bundeshauptftadt Wafhington grenzt,
nach einer neueren Erhebung von 367 000 Negern im ftimmfähigen
Alter teils aus Armut, teils unter weißem Terror nur 9 Prozent die
Stimmrechtstaxe bezahlten, die zum Urnengang berechtigt, fpricht
Bände. Der Schwarze ill wirklich der Paria der amerikanifchen
Klaffengefellfchaft — denn die Negerfrage ill viel mehr eine Klaffen-
denn eine Raffenfrage —, und mit welchen Gefühlen zahllofe fchwarze
Amerikaner die demokratifchen Lippenbekenntniffe der weißen Poli-
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tiker aufnehmen, mag ein Offener Brief lehren, den einer ihrer Führer,
Walter White, kürzlich in der "Herald Tribune" von New York
(27. Oktober) an Außenminifter Byrnes gerichtet hat.

Byrnes hat nämlich unlängft in einer Rede behauptet: „Wir verteidigen

die Freiheit überall. Wir in Amerika wiffen, daß Menfchen vieler
verfchiedener Raffen und Herkunft in den Vereinigten Staaten im
Frieden zufammenleben können. Sie follten auch in Europa im Frieden

zufammenleben können." White meint dazu: „Haben Sie für
Europa nicht mehr Hoffnungen als diefe, Herr Minister, wenn Sie
auf den fogenannten Frieden Bezug nehmen, der in Ihrem eigenen
Staate Südkarolina unter den Raffen herrfcht, dann in der Tat
verzweifle ich an der Möglichkeit des Friedens." Er erwähnte dann den
Fall eines Negers in Effex (New Jerfey), der von dem Sheriff Ben
T. Gregory durch Einfpannen in den „Oregon-Stiefel" gefoltert
wurde, und den Fall des Polizeichefs in Batesburg (Südkarolina), der
fich rühmte, den Neger Ifaac Woodard geblendet zu haben, indem
er ihm die Augen ausmeißelte, drei Stunden nachdem Woodard, der
im Pazifik gekämpft hatte, mit allen Ehren aus der Armee entlaffen
worden war. „Ich habe nichts davon gehört", fo bemerkt White, „daß
diefem Polizeichef auch nur ein Haar gekrümmt worden wäre, oder
daß er fogar nur eine offizielle Rüge erhalten hätte." Der Brief-
fchreiber erinnert ferner daran, daß nach wie vor Neger in gefetz-
widriger Weife vom Stimmrecht ausgefchloffen werden, und fährt
dann fort:

„Sie haben, Herr Minifler, kompromißlos und dreift für echt
demokratifche Wahlen in Bulgarien und Trieft gekämpft. Haben Sie
für Südkarolina dasfelbe verlangt? Wenn Sie es nicht getan haben,
werden Sie es nunmehr tun? Wenn Sie es tun, dann werden die
Gelichter des Herrn Molotow und anderer Delegierter zur
Friedenskonferenz ein weniger zynifches Lächeln zeigen, wenn Sie wieder
einmal fagen: ,Wir verteidigen die Freiheit überall' — außer in
Südkarolina." Marfchall Smuts, deffen „liberale" Reden im Ausland
angefichts der an Fafchismus grenzenden, von Raffenhochmut strotzenden

Innenpolitik feines Landes niemand mehr ernft nehmen kann,
hat in Mr. Byrnes wirklich einen ebenbürtigen Kollegen!

Englische Eine Stärkung ill einem immer wieder England und
Entwicklungen fein unbeirrter Fortfchritt auf dem Wege zur fo¬

zialen Demokratie. Die Wahlen, die kürzlich in
den Städten des Königreichs, außer London, für einen Teil der
Gemeindevertretungen vorgenommen wurden, zeigen die Stellung der
Labourpartei unerfchüttert, ja gefeitigt und untermauern die
planmäßige Sozialifierungs- sind Reformpolitik der Regierung in
willkommener Weife. Diefe Politik flößt zwar andauernd auf die Schwierigkeit,

daß fich der Arbeitsgeift des Großteils der Arbeiter noch zu
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wenig von den aus der kapitaliftifchen Wirtfchaft übernommenen
Gewohnheiten befreit hat — ein Problem, das fleh beim Uebergang zur
Gemeinwirtfchaft in allen Ländern ftellt —, und daß auch aus anderen
Gründen die Arbeitsleistung nicht denjenigen Ertrag liefert, den die
britifche Wirtfchaft heute fordern muß, wenn fie im kapitaliftifchen
Konkurrenzkampf beftehen foil. Doch wird gerade jetzt eine neue.
Anftrengung gemacht, um durch diefen Engpaß durchzukommen, in
Zufammenarbeit zwifchen Regierung, Labourpartei und Gewerkfchaften.

Inzwifchen geht die Ueberleitung wichtiger Wirtfchaftszweige in
Gemeinbefltz oder doch in öffentliche Kontrolle folgerichtig weiter,
und gleichzeitig follen auch — ein befonders begrüßenswerter
Befchluß des Unterhaufes — die Verhältniffe im Preffewefen gründlich
durchleuchtet werden, hoffentlich als Vorbereitung für eine radikale
Umgeftaltung der Preffe,, die zu einem der wichtigften Herrfchafts-
mittel der kapitaliftifchen Oberfchicht geworden ift und ihre öffentliche,

gemeinnützige Funktion nur dann wird ausüben können, wenn
Zeitungen und Zeitfchriften nicht mehr als Erwerbsunternehmungen
betrieben werden, vielmehr ausfchließlich die Sprachrohre politifcher,
wirtfchaftlicher, kultureller ufw. Gruppierungen mit völlig klarem
und fauberem finanziellem Hintergrunde find.

Was in der Berichtszeit einen weniger erfreulichen Eindruck
gemacht hat, das war die Wendung zu einem fachlich fchwer erklärbaren

verfchärften Antikommunismus, die bei manchen Labourführern
zu bemerken ift. Insbefondere der heftige Angriff Attlees auf die
Sowjetunion am Gewerkfchaftskongreß erfcheint um fo unmotivierter,
als er fozufagen eine Antwort auf die verföhnlichen Aeußerungen
darftellt, die Stalin nun wiederholt gegenüber den Weftalliierten
gemacht hat. Attlees wefentliche Behauptungen über die Sowjetunion
find übrigens von dem linksftehenden Labourabgeordneten Pritt auf
Grund eines jünglten Befuches in Rußland entfchieden beftritten worden;

Pritt hat in der Sowjetunion eine außergewöhnlich gute Kenntnis
ausländifcher Verhältniffe, einen Harken Wunfeh nach gegenfeitigen
Befuchsreifen und eine im ganzen fachliche, wenn auch natürlich die
kommuniftifch-ruffifche Betrachtungsweife widerfpiegelnde ausländifche

Berichterftattung und Kommentierung der internationalen Politik
in der Sowjetpreffe feftgeftellt. „In ihren (der Ruffen) Zeitungen",
fo fchreibt Pritt, „wird man nicht ein Prozent der Befchimpfungen
und hetzerifchen Gerüchte finden, die unfere Preffe die ganze Zeit
über Rußland druckt." Im bürgerlich-reaktionären Lager hat man
anderfeits große Freude an Attlees „mutigem" Auftreten gehabt;
auch unfere brave „Neue Zürcher Zeitung" lobt den englifchen
Minifterpräfidenten höchlich, daß er den Gewerkfchaftsdelegierten eine
fo „fchmerzlich-wahre Rede" gehalten und in die reine Mufik ihrer
Hoffnungen auf die Ueberwindung der „Reaktion" und des „Kaoi-
talimus" (die Anführungszeichen ftehen in der „NZZ.") „die dunklen
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Akkorde bitterer Gegenwartserkenntniffe" gemilcht habe. Attlee fei
damit aus dem „Schlachtfchiff der fozialen Revolution" ausgeftiegen
und habe fich der „freiheitlichen Demokratie" anvertraut; die alte
Welt (des Kapitalismus) aber, „mit deren baldigem bevorllehenden
Untergang fich die Sozialiflen feit bald hundert Jahren intenfiv
befchäftigen", habe offenbar noch ftärke Wurzeln, wenn fich im Kampf
gegen den Kommunismus fogar fozialiftifche Minister und Parteien
an fle klammerten.

Es follte uns doch etwas fagen, wenn das führende Organ des

kapitaliftifchen Bürgertums der Schweiz derartige Töne anzufchlagen
für zeitgemäß erachtet und den Sozialiften rät, fie follten „diejenigen
Abflriche an ihrem antikapitaliftifchen Schema vornehmen", ohne die
fie den „vorbehaltlofen Anfchluß an die Güter der liberalen
Demokratie", welche die „Neue Zürcher Zeitung" und ihre Klaffe fo
unübertrefflich betreuen, nicht finden könnten. Und wenn dasfelbe
Blatt über die „offenbare Not" fpöttelt, die den „unentwegt in den
Glauben an eine neue Weltordnung verstrickten Marxiften" die
„konfervative" Außenpolitik der fozialiftifch regierten Staaten
Westeuropas bereite, fo könnte auch das uns aufhorchen laffen. Denn diefe
„konfervative" Außenpolitik, namentlich Englands, ill ja freilich eine
leidige Tatfache, und nur mit Unbehagen kann man lefen, was der
„New Statesman" im Anfchluß an die Reorganifation der britifchen
Regierung bemerkt, die einem inneren Kabinettsrat von fünf
Mitgliedern die entfcheidende Macht in die Hand gibt:

„Was auch immer ihr innerpolitifches Programm fein mag — in auswärtigen
Angelegenheiten werden die Großen Fünf entjcbloffene Churchillianer bleiben. Mit
oder ohne Vorrat von Atombomben in Neu-Schottland werden fie die neue
Maginotlinie gegen den Kommunismus zäh verteidigen, die jetzt ihr Erfatz für eine
wirkliche Politik zu fein fcheint. Kein Wunder, daß Churchill an der Außenpolitik
der Regierung nichts auszufetzen fand und darin ein .bemerkenswertes Maß von
Uebereinftimmung' mit feinen eigenen Ueberzeugungen entdeckte." Diefe ganze
Politik werde allerdings von einem großen Teil der Labourfraktion im Unterhaus
als im Widerfpruch zu ihren fozialiitifchen Grundfätzen flehend empfunden. ,Die
Ereigniffe der letzten 14 Monate haben diefe Ueberzeugung nur gekräftigt, genau
wie fie die konfervative Begeifterung für die Entfchloffenheit der Regierung
verftärkt haben, ihren Sozialismus auf Angelegenheiten der inneren Politik zu
befchränken."1)

Frankreichs Die franzöfifchen Kammerwahlen, die den Kommu-
Düemma niften und den Reaktionären Harke Erfolge, den So¬

zialiflen ernfte Verlufte und auch der katholifchen
Republikanifchen Volksbewegung einen gewiffen Rückfchlag gebracht

x) Die Unzufriedenheit eines Teiles der Labourfraktion mit der Außenpolitik
der Regierung hat fich in den letzten Tagen bis zu einer kleinen Palaftrevolte
gefteigert, die trotz ihrer Harmlofigkeit dennodi den großen Zorn der
„Churchillianer" herausgefordert hat. Bevin wird, wenn er aus Amerika zurückkommt,
dem Spuk fchon ein Ende madien. (17. Nov.)
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haben, fcheinen die in der Gefchichte Frankreichs, befonders im Siege
der Gegenreformation und dann der jakobinifchen Revolution,
begründete Tendenz zu beftätigen, dem Volke nur die Wahl zwifchen
zwei autoritären Syflemen zu laffen: demjenigen der klerikal-kapita-
Iiftifchen Rechten und demjenigen der kommuniftifchen Linken. Die
beiden großen Mittelparteien, die Sozialiften und das MRP., bekennen

fich zwar zur Demokratie, entbehren aber allzufehr des ent-
fchloffenen Willens zum Sozialismus, der die große Stärke der
Kommuniften ausmacht und den fachlichen Notwendigkeiten auch der
franzöfifchen Lage am klarften entfpricht. Im befonderen die
Sozialiftifche Partei, in der fich der linke Flügel offenbar nicht durchzufetzen

vermochte, trotz feinem Scheinfieg am letzten Kongreß,
verliert zufehends an Anziehungskraft für die Arbeiter, die Frauen, die
Jugend und die Gebildeten; bezeichnend ift in diefer Hinficht, daß das
katholifche MRP. in feiner Jugendorganifation 800 000 Mitglieder
hat, die Kommuniftifche Partei 300 000, die Sozialiftifche Partei aber
nur 30 000.

Die Gefahr wächft damit, daß entweder der Sozialismus auf un-
demokratifche Weife kommt oder die Rechte — vielleicht unter
Führung de Gaulles — den Verfuch macht, der fozialen Revolution durch
die Gegenrevolution zuvorzukommen. Sie könnte immer noch gebannt
werden, wenn fich Sozialiflen und Katholifch-Demokraten — etwa
auf der von André Philip am fozialiftifchen Parteitag entwickelten
Linie — mit den Kommuniften zur Durchfetzung eines Programms
durchgreifender Strukturreformen zufammenfchlöffen und fo dem bisher

unfruchtbaren, weil durch innere Rivalitäten gelähmten Drei-
parteienfyftem eine neue Grundlage gäben. Aber die Ausfichten dazu
find gering; der Antikommunismus der beiden Mittelparteien fcheint
unüberwindlich, obgleich oder gerade weil die Kommuniften heute die
große Partei der franzöfifchen Arbeiterklaffe find (mit wachfendem
Einfluß übrigens auch auf die Bauern), und obwohl Ile in der Praxis,
wenn fie nicht gewaltfam abgeftoßen werden, kaum etwas anderes tun
können als den Uebergang zum Sozialismus auf dem Boden der
Demokratie erftreben2). Die wirkliche Bedrohung der franzöfifchen
Demokratie kommt heute jedenfalls nicht von den Kommuniften,
fondern von der Rechten, die fchon 1940 die Demokratie und Frankreich
mit ihr verraten hat und fie morgen im Namen von Freiheit, Vaterland

und Religion wieder verraten wird, wenn ihr nicht endlich eine
handlungsfähige, unbedingt überlegene Linke entgegentritt, die alle
gegenrevolutionären Experimente von vornherein zum Scheitern
verurteilt.

2) Auch der Parifer Korrefpondent des „Volksrechts" ftellt feft: „Die
franzöfifche Kommuniftifche Partei ill trotz allen Hinweifen auf Rußland und allen
Hurrarufen auf Lenin eine Partei, die fidi in ihrer gefamten Aktion auf
demokratifche Mittel befchränkt."
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Deutsche Auch in Deutfchland haben Wahlen ftattgefunden, die
Revanche internationales Auffehen erregt haben: die Berliner Ge¬

meindewahlen. Sie haben — im Gegenfatz zu den
Gemeindewahlen, die früher in der ruffifchen Zone vorgenommen wurden,

aber in Uebereinftimmung mit den entfprechenden Wahlen in
der britifchen und franzöfifchen Zone — den Kommuniften („Sozialiftifche

Einheitspartei" genannt) eine eklatante Niederlage gebracht,
erhielten fie doch nur 20 Prozent aller Stimmen, während die
Sozialdemokraten 49 Prozent der abgegebenen Stimmen auf fich vereinigten,
die freilich lange nicht alle von ftimmungsmäßig linksllehenden Wählern
und Wählerinnen herstammen, fondern großenteils einfach derjenigen
Partei zugehalten wurden, die am ausgefprochenften antikommuniftifdi
auftrat. Bei den gleichzeitig durdigeführten Landtags- und Bezirkswahlen

in der ruffifchen Zone fchnitten die Kommuniften beffer ab,
vermochten aber auch nicht die Mehrheit zu gewinnen. Das Berliner
Ergebnis wird wohl mit Recht auf die relative Freiheit der Wähler
von ruffifchem Druck zurückgeführt und follte den Ruffen zur Warnung

dienen; die wirtfchaftlichen und fozialen Reformen, die fie in
der von ihnen beherrfchten Zone durchgeführt haben, fcheinen fich
nicht in dem Maße in politifche Sympathien umgefetzt zu haben, wie
dies von außen her gefehen der Fäll zu fein fchien. Trotzdem hat aber
die übrige Welt keinen Anlaß, fich über den ruffifchen Rückfchlag
befonders zu freuen, bedeutet doch die Berliner Demonstration gegen
die Sowjetunion nichts anderes, als daß fich die Deutfchen wieder
langfam in die Weltpolitik einfchalten und im Kampfe zwifchen
Welt und Oft ihr Gewicht bewußt in die Waagfdiale werfen —
zunächft einmal gegen Rußland. Und das eröffnet wahrlich keine guten
Ausfichten.

„Wer hätte gedacht", fo fagte ein konfervativer Publizift in
Berlin einem Redaktor der „Weltwoche", „daß wir Deutfchen fiebzehn
Monate nach der Kapitulation bereits wieder eine weltpolitifche Rolle
erften Ranges fpielen werden!" Und der fchweizerifche Journalift
beftätigt: „Die Deutfchen beginnen tatfächlich aktiv in die
Weltpolitik, das heißt in das Kräftefpiel zwifchen Often und Weften, ein^

zugreifen." Hier heißt es fcharf aufpaffen, wenn diefes Spiel nicht
wieder bös enden foil! Und Fr. W. Förfters Warnruf in der „Neuen
Zürcher Zeitung", der mit feinem gewaltigen Pathos in aller Welt
ftärkften Eindruck gemacht hat, ift gerade zur rechten Zeit gekommen,
um neue, verderblichste Illufionen über Deutfchland zerftören zu helfen.

Mögen auch gewiffe Formulierungen, die Förfter gebraucht, über-
fpitzt fein — im Entfcheidenden fieht er vollkommen klar, daß nämlich

„die (nationaliftifchen) Verbrecher und ihre verblendeten
Mitläufer in Deutfchland nichts bereut und nichts aufgegeben haben,
fondern Tag und Nacht an nichts anderes als an die Möglichkeit denken,
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ihr Unternehmen mit anderen Mitteln und Bundesgenoffen wieder
aufzunehmen".

Neue Deutschland- „Das deutfehe Volk ill verantwortlich", ruft
politik? Förfter aus, fich — in Uebereinftimmung mit

der auch an diefer Stelle vertretenen
Auffaffung — gegen die „Emigrantenidee" wendend, das friedfertige,
demokratifche deutfehe Volk fei von einer Minderheit von
Verbrechern ruchlos vergewaltigt worden. „Der Tag wird kommen",
wagt er vorauszufagen, „wo man gezwungen fein wird, es wie
die Ruffen zu machen, die fich mit dem Unterfchied zwifchen Nazi
und Antinazi gar nicht befallen, wohl aber mit gefürchteten Mitteln
dafür forgen, daß niemand, der mitarbeitet, feine Verantwortlichkeit
und feinen Einfluß mißbraucht, um der ,deutfchen Sache' zu dienen.
Dies ill der Weg, vom illuforifchen zum wirklichen Deutfchland zu
kommen1) und auf dasfelbe mit denjenigen Methoden einzuwirken,
die allein verftanden werden".

Man wird von hier aus auch den Abbruch deutfcher Induftrie-
werke durch die Ruffen und die Deportierung deutfcher Techniker
und Arbeiter nach der Sowjetunion weniger fcharf verurteilen, als
das gemeinhin gefchieht. Diefe ganze Aktion, foweit fie über die
Zerftörung der deutfchen Kriegsinduftrie hinausgeht, ift ficher verkehrt
und wird nicht gut tun; aber gerechterweife darf man dennoch zweierlei

nicht überfehen: einmal daß die Deutfchen in Rußland ganz
unvorstellbare Verwüftungen angerichtet haben, für die nun die Ruffen
fidi an deutfchem Gut glauben einigermaßen fchadlos halten zu dürfen,

und fodann, daß die ruffifche Aktion auf Befchlüffen beruht, für
die auch die Weftalliierten voll verantwortlich find, und die in den
weltlichen Zonen Deutfchlands in einem gewiffen Grad ebenfalls
durchgeführt worden find. Die angelfächfifche Entrüftung über die
„ruffifche Barbarei" klingt deshalb wenig echt. Auf alle Fälle aber
bleibt — im Sinne Förfters — die Notwendigkeit beftehen, die
industriellen Grundlagen einer deutfchen Wiederaufrüstung und
militärifchen Wiedererhebung endgültig zu zerftören, bei gleichzeitiger
Sicherung eines friedlichen Wiederaufftiegs des deutfchen Volkes.
Soweit die ruffifche Aktion diefem Ziele dient, muß man ihr unbedingt
zuftimmen.

Damit ill allerdings die ganze Deutfchlandpolitik der Alliierten zur

x) Eine kleine Nutzanwendung: Es wird jetzt viel Wefens gemacht von den
Tagebüchern des auf Hitlers Geheiß ermordeten Diplomaten Ulrich von Haffell.
Nun ftellt aber ein Deutfcher, der von Haffell kannte, in der „NZZ" feft, daß
diefer Diplomat mindeftens noch zu Beginn der Hitlerherrfchaft ein „Alldeutfcher
in Reinkultur" war und zu den Kreifen gehörte, die Hitlers Aufftieg erft
ermöglichten. War feine fpätere Oppofition gegen den Nazismus wirklich grundfätzlicher
Natur?
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Diskuffion geftellt. Wird hier endlich einmal die längft fällige große
Wendung kommen? Die jüngften programmatifchen Erklärungen
Bevins fcheinen anzudeuten, daß fich die britifche Regierung tatfächlich
zu einer neuen Haltung gegenüber Deutfchland entfchloffen habe, mit
dem politifchen Ziel einer demokratifch-föderaliftifdien Ordnung Ge-
famtdeutfchlands und dem wirtfchafllichen Ziel einer weitgehenden
Sozialifierung der deutfchen Induftrie aller Zonen, die dann freilich jeden
Sinn verlieren würden. Aber wenn diefer Plan wirklich, wie Michael
Foot im "Daily Herald" fchreibt, in den Menfchen eine neue Hoffnung

auf die Löfung des unheilvoll drohenden deutfchen Problems
entzünden foil, dann muß er auch rafch durchgeführt werden. Und
davon merkt man eben vorderhand noch gar nichts. „Seitdem Bevin die
neue Politik Großbritanniens in Deutfchland verkündet hat, ift nichts
gefchehen", wird der „Neuen Zürcher Zeitung" aus London berichtet;
es beftehe fogar der Eindruck, „die Dinge würden in mancher Hinficht
nicht beffer, fondern fchlechter". Der öffentlichen Meinung
Großbritanniens bemächtigt fich denn auch ein wachfendes Unbehagen über
das Verfagen der englifchen Befetzungsbehörden (das allerdings kaum
größer ift als dasjenige der übrigen drei alliierten Militärzentralen),
und die Stimmen, die energifch auf Abftellung diefes „Skandals" dringen,

mehren fich in erfreulichem Maße.
Eine gründliche fozialiltifch-föderaliftifche Neugeftaltung Deutfchlands,

wie die Labourregierung fie ins Auge faßt, würde zwar wohl in
Amerika auf fcharfen Widerftand lloßen, wo man die europäifdien
Dmge in ganz anderer Perfpektive fieht, befonders nach dem Wahlfieg
des "Big Business", kaum aber in Frankreich, fchon im Hinblick auf
die Ruhrfrage, die auf kapitaliftifchem Boden nicht gelöft werden
könnte, und erft recht nicht bei Rußland. Sie könnte fogar ein Hauptmittel

fein, um die ruffifche Furcht vor der Ausfpielung eines natio-
naliftifch-kapitaliftifchen Deutfchland gegen die Sowjetunion zu
zerstreuen und eine dauerhafte Zufammenarbeit zwifchen Oft und Weft
herbeizuführen; denn gegen eine gefchloffene fozialiftifche Front
Englands, Frankreichs und Rußlands könnte auch das kapitaliftifche
Amerika nicht mehr viel ausrichten, das für feine weltpolitifchen
Abfichten durchaus auf England angewiefen bleibt. Auf England ruht fo
eine fchwere Verantwortung. Möge es fich auf der vollen Höhe feiner
weltgefchichtlichen Aufgabe zeigen!
12. November 1946. Hugo Kramer.

Schweizerifche Rundfchau

Rüstungswirrwarr In der Welt draußen ill die Abrüftung neuer¬
dings auf die Tagesordnung gefetzt — in der

Schweiz hört man immer nur von Aufrüftung reden. Unfere Oeffentlichkeit

wird in der Tat andauernd mit neuen, fich zufehends fteigern-
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